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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2895 — 


Rolle und Kontrolle der US-Atomwaffen in Europa 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 8. März 1985 im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Kann die Bundesregierung die Aussage des Bundesministers der 
Verteidigung, Dr, Wömer, aus dem Jahre 1982 bestätigen oder 
widerlegen, „daß der weitaus größte Teil der Nuklearwaffen der 
NATO in Nhtteleuropa konzeptioneller Ersatz für fehlende konven- 
tionelle Mittel ist" (Pressedienst der CDU/CSU-Fraktion vom 
21. Mai 1982)? 


Die Bundesregierang strebt mit ihren Verbündeten an, den 
Zwang zu einem frühzeitigen Einsatz nuklearer Waffen zu ver- 
meiden. Das ergibt sich schon aus der primären Rolle der Nuklear- 
waffen als politische Instrumente der Kriegsverhinderang durch 
Abschreckung. Damit ist aber zugleich eine Grenze für den Ersatz 
nuklearer durch konventionelle Waffen gesetzt. 


2. Kann die Bundesregierung die Aussage des Bundesministers der 
Verteidigung, Dr. Wömer, aus dem Jahre 1982 bestätigen oder 
widerlegen, „60 % der gegenwärtig in Europa stationierten ameri- 
kanischen Nuklearwaffen besitzen Reichweiten imter 30 km; die 
weitaus meisten hiervon wiederum haben maximale Schußentfer- 
nungen von 15 km (nukleare Artüleriewaff en) " (Pressedienst der 
CDU/CSU-Fraktion vom 21. Mai 1982), und daß daraus folgt, daß 
im Kriegsfall diese in der Bundesrepublik Deutschland stationier- 
ten US-Atomwaffen kurzer Reichweite auf dem Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland explodieren würden? 


Es whrd auf die Antwort zu Frage 1 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 10/2907) zu „Atomarer 
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Ersteinsatz der NATO gegen Ziele in der Bundesrepublik 
Deutschland" verwiesen. 


3. Welcher Anteil der in Europa stationierten amerikanischen Atom- 
Sprengköpfe wird in der Bundesrepublik Deutschland gelagert? 


Die Bundesregierung ist über Umfang, Art und Dislozierung der in 
der Bundesrepublik Deutschland gelagerten amerikanischen 
Nuklearwaffen informiert. Einzelheiten unterliegen der Geheim- 
haltung. 


4. Kann die Bundesregieumg bestätigen, daß bundesdeutsche Behör- 
den vertraglich (It. Artikel 53 Abs. 3 Zusatzabkommen zum NATO- 
Truppenstatut) das Recht haben, auf den fremden Militärbasen in 
der Bundesrepublik Deutschland bundesdeutsche Belange wahr- 
zunehmen und daß die detaillierte Kontrolle der dort gelagerten 
Waffenbestände zu solchen bundesdeutschen Belangen gehören 
kann? 

5. Hat die Bundesregieumg jemals eine vollständige Überprüfung 
der in der Bundesrepublik Deutschland gelagerten ameri- 
kanischen oder britischen Atomsprengköpfe auf der Grundlage 
lückenloser örtlicher Kontrollen der Atomwaffenlager durch 
bundesdeutsche Dienststellen durchgeführt? 


Es wird auf die Ziffer II.4 der Vorbemerkung zu der Antwort auf 
die Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN zu Atomwaffen 
(Drucksache 10/487 vom 14. Oktober 1983, S. 7) sowie die Ant- 
wort auf Frage 3 dieser Kleinen Anfrage verwiesen. 


6. Befanden sich zu irgendeinem Zeitpunkt vor dem Erwerb der 
Souveränität der Bundesrepublik Deutschland (5. Mai 1955) US- 
AtomsprengkÖpfe auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land? Wenn ja, seit wann war der Bundesregierung die Lagerung 
von US- Atomsprengköpfen auf deutschem Boden bekannt? 


Es wird auf Ziffer II.3 der Vorbemerkung zu der Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN zu Atomwaffen 
(Drucksache 10/487 vom 14. Oktober 1983, S. 6) verwiesen. Dar- 
über hinaus sollte der Fraktion DIE GRÜNEN die Tatsache, daß 
sich amerikanische Nuklearwaffen bereits vor dem 5. Mai 1955 
auf dem Boden der Bundesrepubhk Deutschland befanden, aus 
dem von ihr angestrengten Organstreitverfahren bekannt sein, 
das mit der Zurückweisung ihres Antrags durch das Urteü des 2. 
Senats des Bundesverfassungsgerichts am 18. Dezember 1984 
endete. 


7. Befanden sich zu irgendeinem Zeitpunkt oder befinden sich derzeit 
britische Atomsprengköpfe auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland? 
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Aus Gründen der nationalen und der Bündnissicherheit ist es 
ständig geübte Praxis, das Vorhandensein oder Nichtvorhanden- 
sein britischer Nuklearwaffen weder zu bestätigen noch zu 
dementieren. 


8. Befanden sich zu irgendeinem Zeitpunkt oder befinden sich derzeit 
französische Atomsprengköpfe auf dem Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 

Nein. 


9. Für welche atomaren Waffensysteme bestehen derzeit Koopera- 
tionsverträge („Programmes of Cooperation") zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den USA, wann wurden diese 
geschlossen, und in welcher Weise ist deren Inhalt den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages zugänghch? 

Die Bundeswehr unterhält nuklearfähige Einsatzmittel bei Heer 
und Luftwaffe. Für diese Einsatzmittel werden durch die Streit- 
kräfte der Vereinigten Staaten nukleare Sprengköpfe bereit- 
gehalten. Hierfür sind seit langem „Programmes of Cooperation 
(POCs)" auf Regierungsebene vereinbart. Einzelheiten unter- 
liegen der Geheimhaltung. 


10. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß min- 
destens ein Lagerabkommen für Atomwaffen („Stockpüe Agree- 
ment") zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA 
besteht? 

11. Welche „Stockpüe Agreements" zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den USA bestehen, wann wurden diese geschlos- 
sen, und in welcher Weise sind die Vertragstexte den MitgUedern 
des Deutschen Bundestages zugänghch? 


Für die Lagerung amerikanischer Nuklearwaffen in der Bundes- 
republik Deutschland bestehen seit langem Abkommen auf 
Regienmgsebene, die im wesentiichen die Einzelheiten der Lage- 
rung, die Sicher heits Vorkehrungen und Zuständigkeiten sowie 
den Informationsaustausch regeln. Einzelheiten unterhegen der 
Geheimhaltung. 


12. Kann die Bundesregienmg die Angabe des Forschungsdienstes 
des US-Kongresses bestätigen oder widerlegen, daß die Bundes- 
repubhk Deutschland etwa 1979 ein Angebot der USA über eine 
bundesdeutsche Hinderungsmöghchkeit gegen den Einsatz von 
Pershing II-Raketen mittels eines „Zwei-Schlüssel "-Systems aus- 
geschlagen hat (The Modemization of NATO's Long-Range Thea- 
ter Nuclear Forces, Congressional Research Service, 31. Dezember 
1980, U S. Government Printing Office, Washington D.C.)? 


Bei den Überlegungen zum NATO-Doppelbeschluß vom 12. 
Dezember 1979 standen die Optionen zur Debatte, daß die evtl. 
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einzuführenden Systeme entweder durch die Streitkräfte der 
Stationierungsländer als „user nation" oder durch die amerikani- 
schen Streitkräfte betrieben werden sollten, wobei die Stationie- 
rungsländer die Aufgaben der „host nation" übernommen hätten. 
Die an dem Beschluß beteiligten Bündnispartner haben sich ein- 
vemehmhch auf die Bereitstellung dieser Systeme durch die 
amerikanischen Streitkräfte geeinigt. 
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